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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Der Bundesrat präsentierte Ende August 2022 die Botschaft zur Änderung des
Schwerverkehrsabgabegesetzes und zum Verpflichtungskredit für die Finanzierung
eines neuen Systems für die Erhebung der LSVA. Dabei führte er aus, dass die LSVA in
der Schweiz und in Liechtenstein bis anhin mit einem Erfassungsgerät des BAZG
erhoben wurde. Seit 2020 wurde jedoch für im Ausland immatrikulierte Fahrzeuge
bereits ein mit dem europäischen System EETS kompatibles Verfahren für die
Gebührenerhebung verwendet. Da das Schweizer LSVA-Erhebungssystem ohnehin
technisch erneuert werden muss, schlug der Bundesrat nun vor, auch für in der
Schweiz oder in Liechtenstein immatrikulierte Fahrzeuge ein mit dem EETS
harmonisiertes System einzuführen, welches die Erhebung der Gebühr vereinfachen
soll. Dadurch erhoffte er sich eine administrative Entlastung für die einheimischen
Transportunternehmen. Zudem würde beim grenzüberschreitenden Verkehr nur noch
ein einziges Messgerät verwendet, was wiederum die Abfertigungs- und Wartezeiten an
der Grenze reduziere. Mit der Gesetzesanpassung schlug die Regierung auch vor, dass
die Entwicklung und Herausgabe eines solchen Geräts von privaten
Dienstleistungsanbietenden übernommen werden soll. Der Staat soll lediglich die
gesetzlichen Vorgaben für die Erfassung der Gebühr definieren und deren Umsetzung
kontrollieren. Die Höhe der Schwerverkehrsabgabe soll jedoch unverändert bleiben.
Der Bundesrat wies in der Botschaft darauf hin, dass die vorgeschlagene
Gesetzesanpassung der E-Government-Strategie und der Strategie «Digitale Schweiz»
entspreche.
In der Vernehmlassung war die Vorlage auf ein mehrheitlich positives Echo gestossen.
Die Vernehmlassungsteilnehmenden vertraten wie der Bundesrat die Auffassung, dass
das bestehende LSVA-Erhebungssystem erneuert und mit dem europäischen
Erfassungssystem harmonisiert werden sollte. Auf Kritik stiess jedoch der Vorschlag, die
Berechnungsweise des massgebenden Gewichts zur Bestimmung der Höhe der LSVA zu
ändern. Diese Änderung wurde daher aus der Vorlage gestrichen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.08.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Wintersession 2022 befasste sich die grosse Kammer als Erstrat mit der
Änderung des Schwerverkehrsabgabegesetzes. Marco Romano (mitte, TI) führte für die
KVF-NR in die Vorlage ein und erläuterte, dass der vom Bundesrat vorgeschlagene neue
Ansatz für die Erhebung der LSVA eine Harmonisierung mit dem europäischen System
mit sich bringe und die Erhebung der Steuer vereinfache. Dadurch werde der
Verwaltungsaufwand für den Schwertransportsektor und den Staat verringert. Die
Kommission begrüsse die Vorlage, führte Romano weiter aus; einziger strittiger Punkt
sei die Bemessungsgrundlage für Anhänger von Lastwagen, wozu ein Minderheitsantrag
Schaffner (glp, ZH) vorliege. Die Mehrheit der Kommission sei der Ansicht, dass die
Berechnung der LSVA gemäss Vorlage des Bundesrates und damit weiterhin gleich wie
bisher erfolgen soll, also in Abhängigkeit von Fahrleistung, Emissionsklasse und
Gesamtgewicht. Dies solle sowohl für Zugfahrzeuge als auch für Anhänger und Auflieger
gelten. Anschliessend erläuterte Barbara Schaffner ihren Minderheitsantrag. Dieser
bedeute eine Vereinfachung der LSVA-Bemessung für Anhänger, da die Berechnung nur
anhand der Anzahl Achsen vorgenommen würde, was überdies dem europäischen
Standard entspreche. Diese Vereinfachung würde der Bundeskasse Einsparungen von
CHF 50 Mio. in zehn Jahren einbringen, schloss Schaffner. Finanzminister Maurer
sprach sich im Namen des Bundesrates gegen den Minderheitsantrag aus. Seit der
Einführung der LSVA, als bei der Bemessungsgrundlage auf das Gesamtgewicht
abgestellt wurde, hätten viele Transportunternehmen in entsprechend leichtes Material
investiert. Man solle daher nun nicht nachträglich die Spielregeln ändern, «denn das
System funktioniert so». 
Abschliessend schritt der Nationalrat zu den Abstimmungen und trat ohne Gegenantrag
auf den Entwurf ein. Die Minderheit Schaffner fand nur bei SP, Grünen und
Grünliberalen Zustimmung und wurde mit 110 zu 83 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
abgelehnt. In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf einstimmig an;
ebenso einstimmige Zustimmung fand der entsprechende Finanzierungskredit. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Einstimmig trat der Ständerat in der Frühjahrssession 2023 auf die vom Bundesrat
vorgeschlagenen Änderungen des Schwerverkehrsabgabegesetzes ein. 
Nach dem Nationalrat sprach schliesslich auch die kleine Kammer einen Kredit von CHF
515 Mio. für einen Zeitraum von zehn Jahren, um die LSVA-Abgabenerhebung zu
modernisieren. Das bestehende Erhebungssystem zur Berechnung der LSVA, welches
mittels eines durch das BAZG herausgegebenen und nur in der Schweiz und
Liechtenstein zulässigen Geräts funktioniert, soll durch eine an EU-Standards
angepasste Lösung ersetzt werden. Das bestehende Erhebungssystem LSVA II hätte
2024 sein technisches Ende erreicht und einer Nachfolgelösung bedurft, erklärte der
Bundesrat. Das neue und satellitengestützte System der LSVA III soll zudem – analog zur
EU – von privaten Anbietern, welche vom Bundesrat eine Zulassung erhalten, angeboten
werden. Die Daten sammeln und auswerten werde aber weiterhin das BAZG. Wie
Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW) erläuterte, senke das neue System der LSVA
III die «betrieblichen Aufwände für alle Beteiligten» und nutze die «Vorteile der
modernen digitalen Technologien». 
Für Diskussionen sorgte im Rat – wie zuvor auch schon im Nationalrat – hauptsächlich
die Frage der Bemessungsgrundlage der Abgabe für Anhänger. Während Bundesrat und
Nationalrat sowie eine Mehrheit der KVF-SR beim bestehenden System der Bemessung
gemäss dem höchstzulässigen Gesamtgewicht sowie den gefahrenen Kilometern
bleiben wollten, beantragte eine Minderheit Mazzone (gp, GE), welche von Mathias Zopfi
(gp, GL) übernommen wurde, zu einer Bemessung gemäss der Anzahl Achsen des
Anhängers zu wechseln. Der Bundesrat könne dabei zur Berechnung des
Gesamtgewichts die Anzahl Achsen herbeiziehen und das zu verwendende Gewicht pro
Achse festlegen, wie es in der EU üblich sei. Nach Ansicht der Minderheit könnten damit
beim Bund in der 10-jährigen Berechnungsperiode dank Reduktionen bei der
Kontrollinfrastruktur (spezielle Kameras) und bei der Auswertung der Daten total rund
CHF 50 Mio. eingespart werden, weshalb sie auch den genannten Kredit von CHF 515
Mio. um diesen Betrag senken wollte. Minderheitsbefürworter Olivier Français (fdp, VD)
erklärte im Rat, dass der Minderheitsantrag eine Kann-Formulierung vorsehe, die dem
Bundesrat das Recht einräume, zu gegebener Zeit die Berechnungsgrundlage
anzupassen. Dem entgegnete Finanzministerin Karin Keller-Sutter, dass eine solche
Kann-Formulierung Rechtsunsicherheit in der Branche schaffe, und sie erinnerte
daran, dass ebendiese Änderung in der Vernehmlassung «dezidiert abgelehnt» worden
sei. Eine Mehrheit des Rates war schliesslich auch der Ansicht, dass ein Systemwechsel
zu hohen Kosten bei den Unternehmen führen würde, da diese ihre Fuhrparks wieder
anpassen müssten. Mit 31 zu 11 Stimmen verwarf die kleine Kammer diesen Antrag und
sprach in der Folge – analog zum Nationalrat – den höheren Kredit. In der
Gesamtabstimmung hiess der Ständerat das Gesetzespaket einstimmig gut. 

Die LSVA III und der dazu notwendige Kredit von CHF 515 Mio. passierten die
Schlussabstimmungen ohne Probleme: Beide Kammern nahmen die Anpassungen in
der Frühlingssession 2023 einstimmig an (eine Enthaltung im Ständerat). Die Schweizer
Schwerverkehrsabgabe werde dadurch Europa angepasst, titelte der «Blick». 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.02.2023
MARCO ACKERMANN
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